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Landgericht Ham~urg •. 
Az.: 312 0 139/20 

Verkündet am 4.3.2021 
1 0, März 2021 

EINGEGANGEN 

Urteil 

IM NAMl::N DES VOLKES 

Bundesverband der Verbraucherzen.tralen und Verbraucherverbände - Verbraucherzen-
trale Bundesverband e.V., vertreten dur9h d. Vorstand , Rudi-Dutschke-Straße 
17, 10969 eerlin 

- Kläger• 

Prozessbevollroächtigte: 

\ 
gegen 

H~rmes Germany GmbH., vertreten durch d. Geschäftsführer 
und , Essener Straße .89, 22419 Hamburg 

- Beklagte -

ProzessbevoUmächtigte; 

. --- .e-.r.kennt das Landgericht Hamburg - Zivilkammer 12 - durch den Vorsitzenden Richter am 
/ ,,.,1 . c b. t U1g'dgericht , die Richterin am Landgericht und den Richter am Landgericht 

':t,-o"":rflfl 1 -~ \ auf Grund der mündlichen Verhan~lung vom 9.2.2021 für Recht: 
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1. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Vermeidung es. für jeden Fall der Zuwiderhandlung 

festzusetzenden Ordnungsgeldes bis ~u EUR 250.ooo,oo, ersatzweise Ordnungshaft, oder 

Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, die Ordnungshaft zu voliziehen an ihren gesetzlichen 

Vertretern, zu unterlassen, 

im Rahmen geschäftlicher Handlungen 

auf der lnternetse.ite www.mvhermes.de im Zusammenhang mit der vertragli.ch geschuldeten 

E~ringung von Versanddienstleistungen als Nummer des Kundenservice für Kunden, die 

Verbraucher sind, eine Rufnummer beginnend mit 01806 bereitzuh~lten, 

für die Verbindungskosten von 20 Cent pro Anruf aus dem deutschen Festnetz und max. 60 

Cent pro Anruf aus dem Mobilfunknetz anfallen, 

wenn dies geschieht, wie in Anlage K 2 abgebildet. 

2. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger· EUR 214,00 nebst Zinsen in Höhe von fünf 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 26.5.2020 zu zahlen. 

3. Die K-osten des Rechtsstreits hat die ·Beklagte zu tragen. 

4. Das Urteil ist zu Ziffer 1. gegen. Sicherheitsleistung von EUR 15.000,00 und_im Übrigen gegen 

Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des jeweils zu vollstreckenden Betrages vorläufig 

vollstreckbar. 

Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Zulässigkeit einer kostenpflichtigen 01806-Kundenservicenummer. 

Der Kläger ist in der vom Bundesamt für Justiz geführten Liste qualifizierter Einrichtungen nach § 4 

UKlaG eingetragen. 

Die Beklagte betreibt einen Paketversanc:i und verwendet auf der Seite www.myhermes.de für die 

Konta~aufnahme im Rahmen des Kundenservice eine 01806-Talefonnummer mit Ko_sten von 20 

Cent (Festnetz)_ und maximal 60 Cent (Mobilfunk) pro- Anruf (Anlage K 2). Die im Impressum unter 

der Überschrift "Verwaltu_ng" genannte Festnetznummer der Beklagten ist ausdrücklich für den 

Kundenservice ausgeschlossen. 

Mit Schreiben vom 5.3.2020 mahnte der Kläger die Beklagte wegen der Verwendung dieser 

Kundenserv'icenummer vergeblich ab (Anlagen~ 4 und K 5). 

www.myhermes.de
https://vertragli.ch
www.mvhermes.de
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Der Kläger behauptet, die Tarife der Beklagten in .Höhe von 20 Cent (Festnetz) bzw. max. 60 Cent 

(Mobilfunk) pro Anruf lägen oberhalb dessen, was Verbraucher gewöhnlich bei einem Anruf unter 

einer Festnetz- oder Mobilfunknummer bezahlen müssten. Oenn üblicherweise nutzten Verbraucher 

heutzutage Tarife, die eine Flatrate fürAnrufe ins Festnetz, häufig sogar ins Mobilnetz, beinhalteten. 

_Der Verbraucher seit es mithin gewohnt, dass ihm für Anrufe ·im Inland normalerweise keine 

gesonderten Kosten entstünden. 

1 

Der Kl~ger ist der Ansicht, dass ihm gegen die Beklagte ein Unterlassungsanspruch nach §§ 8, 3, 

3a UW_G i.V.m. § 312aAbs. 5 BGB sowie ein Anspruch auf.Erstattung derAbmahnpauschale nach 

§ 12 Al:>s. 1 S. 2 UWG a.F. zustehe. Die Bereitstellung einer kostenpflichtigen 01806-Nunimer für 

ihre Kunden durch die Beklagte stelle einen Verstoß gegen§ 312a Abs. 5 BGB dar. Art. 21 Abs. 1 

f der Ver}?raucherrechte-Richtlinie 2011 /83/EG verbiete Kosten, die über den Grundtarif hinausgingen. 

Unter Zugrundelegung der comtech-Entscheidung des EuGH (GRUR 2017, 395) sei§ 312a Abs. 5 

BGB richtlinienko_nform dahingehend auszulegen, ·dass die Kosten .für die vom Unternehmer 

eingerichtete Servicenummer die Kosten eines Anrufs unter· einer gewöhnlichen geografischen 

Festnetznummer oder einer Mobilfunknummer nicht übersteigen dürften. Dabei.komme es auch bei 

Vorliegen einer . uneinheitlich_en Tarifstrufdur wie •in Deutschland, wo es keinen einheitlichen 

Grundtarif gebe, nicht darauf an, wie günstig .oder teuer die vom . Unternehmer bereitgehaltene 

Rufnummer im Vergl~ich zu den existierenden Tarifen sei. Der:-in entscheidend und zugrunde zu 

legen sei vielmehr der individuelle Tarif, den ein V~rbraucher für einen Anruf in das Festnetz an 

. seinen Telekommunikationsanbieter zahlen müsse. Das sei bei Verbrauchern, die einen Flatrate­
1 

! Tarif hätten, eben für das Einzelgespräch ein Tarif von OCent. Der Kläger verweist ferner auf einen 

Bericht der Stiftung Warentest (Anlage K 7), wonach es eine Vielz~hl von Festnetztarifen gebe, bei 

denen Telefonate in das deutsche Festnetz gratis seien. Es komme auch nicht darauf an, wie hoch 

der Anteil der Nutzer von Flatrate-Tarifen sei, sondern dass jedenfalls für Flatrate-Nutzer höhere 

Kosten anfielen. Abgesehen davon führe selbst der von der Beklagten angesprochene und in 

Deutschland am häufigsten genutzte Standard-Tarif „T-Net" der Deutschen Telekom mit 6,2 Cent pro 
1 

1,5 Minuten zu keinem anderen Ergebnis. Denn der Verbraucher müsse nach diesem Tarif mehr als 

4 ,5 Minuten mit der Beklagten telefonieren, bevor derTarif der Beklagten günstiger wäre als der Tarif 

des Verbrauchers. Es sei jedoch nicht erkennbar, warum Tel~fongespräche mit der Beklagten so 

lange dauern sollten. 

Der Verstoß gegen§ 312a Abs. 5 BGB sei auch geeignet, die Interessen der Verbraucher spürbar 

zu beeinträchtigen, da die Verbraucher davon abgehalten werden könnten, vertragliche Rechte 

gegenüber der ßeklagten geltend zu machen. 

Der Kläger beantragt. 

wie erkannt. 
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018 Beklagte_ beantraot..-
die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte ist de~ Ansicht, dass ein Verstoß gegen§ 3·12a Abs. 5 BGB nicht gegeben sei, so dass 

dem Kläger die geltend gemachten Ansprüche nicht zustünden. Nach dem Wortlaut seien nur solche 

Rufnummern unzulässig, bei denen der Unternehmer ein über dieNutzung hinausge~endes Entgelt 

für sich selbst in Ansatz bringe. Dabei sei in derGesetzesbegründung zu § 312aAbs. 5 BGB (An!age. 

B 2) ausdrücklich-festgehalten, dass Rufnummern für Service-Dienste im Sinne von § 3 Nr. 8b TKG 

und damit auch und gera.de solche Rufnummern, wie di_e streitgegenständliche 01806-Rufnummer; 

zulässig seien. Ferner verwe_ist die Beklagte auf e_ine Bestätigung der Bundesnetzagentur (Anlage 

e ·3) und auf ein Urteil .der Kammer vom 3.11.2015 (312 0 21/15), wonach 01805-Rufnummern 

zulässig seien, da das ver:einbarte Entgelt das Entgelt für die bloße Nutzung des 

Telekommunikationsdienstes nicht übersteige. 

Der EuGH s~i in der conitech-Entscheidung aufgrund des vom LG Stuttgart unterstellten 

Sachverhaltes ebenfalls unzutreff'.enderweise. davon ausgegangen, dass es auf · dem Markt 

Telefonk6sten gebe, die für eine gewöhnliche geografische Festnetz- oder Mobilfunknummer 
-. 

entstünden. Zudem sei die Formulierung in§ 312a Abs. 5 BGB klar und unmissverständlich und 

einer Auslegung im Sinne des EuGH nicht zugänglich. Es sei deshalb der Gesetzgeber gefordert, 

die .Vorgaben des EuGH um.zuseµ:en. Im Bereiqh der Telefonie über das Festnetz, besonders aber 

im Bereich der Telefonie über mobile Netze oder gar das Internet bestünden hoch komplexe 

Preissysteme, denen unterschiedliche Leistungen gegenüberstünden. Aufgrund · der Vielzahl 

unterschiedlicher Tarifmodelle sei eine auch nur annähernd rechtssichere Bestimmung . des 

Grundtarif~ nach den Vorgaben des EuGH ausgeschlossen. Der Hinweis des Klägers, dass es 

Verbraucher gebe, ~ie über einen Fla~rate-Tarif verfügten, genüge nach Auffassung der Beklagten 

nicht. De11n der Kläger müsse vortra~en und Beweis anbieten, w~lche Kosten für Anrufer aus dem 

Festnetz und mobil gewöhnlich seien. Heranzuziehen sei hier insbesondere auch der nach der 

juristischen Literatur in Deutschland noch immer am häufigsten genutzte Tarif „T-Net" der Deutschen 

Telekom, der insoweit als „Standard" gelte. Danach kosteten Festnetzgespräche tagsüber 6,2 Cent 

pro 1,5 Minuten. Nehme man an, dass der am meisten genutzte Tarif auch der .gewöhnliche" Tarif 
. . . 

sei, werde man feststellen müssen, dass bei einem normalen Telefonat die von der Beklagten in 

Ansatz gebrachten 20 Cent für das gesamte Gespräch im Regelfall mjndestens anfallen würden. 

Darüber hinaus verweist die Beklagte auf eine Tarifübersicht der Deutschen Telekom (Anlage B 4). 

Außerdem meint die· Beklagte, dass es jedenfalls an der Spürbarkeit des Verstoßes fehle, da di~ 

Beklagte eine Reihe weiterer kostenfreier Kontaktmöglichkeiten wie u.a. einen Live-Chat und ein 

Kontaktformular anbiete (Anlage B 5). Die fehlende Spürbarkeit ergebe sich ferner daraus, dass die 

Kosten für die streitgegenständliche Rufnummer nur wenige Cent betrügen und für den Verbraucher 
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r icht von entscheidender Bedeutung seien. 

wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die eingereichten 

Schriftsätze der Parteien nebst Anlagen sowie das Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 

9.2.2021 Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe 
Die Klage ist zulässig und begründet. 

1. 

Dem Kläger steht der geltend gemachte Unterlassungsanspruch sowie ein Anspruch auf Zahlung 

der Abmahnpauschale in Höhe von EUR 214,00 nebst Prozesszinsen gegen die Beklagte zu. 

1. 

Der Unterlassungsanspruch folgt aus§§ 8, 3, 3a UWG i.V.m. § 312a Abs. 5 BGB. 

a) 

Bei § 312 aAbs. 5 BGB handelt es sich um eine Marktverhaltensregelung im Sinne von§ 3a UWG, 

da die Norm den Schutz der Interessen der Mar:ktteilnehmer (Verbraucher) bezweckt (OLG München, 

Urteil vom 21 .2.2019, 6 U 2988/18, Anlage K 6). 

b) 

Die Beklagte verstößt mit der Verwendung ihrer S~_rvicerufnummer gemäß Anlage K 2 gegen § 312a 

Abs. 5 BGB. 

aa) 

Nach § 312a Abs. 5 S. 1 BGB ist eine Vereinbarung, durch die ein Verbraucher verpflichtet wird, ein 

Entgelt dafür zu zahlen, dass der Verbraucher den Unternehmer wegen Fragen oder Erklärungen 

zu einem zwischen ihnen geschlossenen Vertrag über eine Rufnummer anruft, die der Unternehmer 

für solche Zwecke bereithält, unwirksam, wenn das vereinbarte Entgelt das Entgelt für die bloße 

Nutzung des Telekommunikationsdienstes übersteigt. Diese Regelung ist unter Berücksichtigung 

von Art. 21 Abs. 1 der Richtlinie 2011/83/EG und der vom EuGH in der comtech-Entscheidung 

aufgestellten Grundsätze auszulegen. Nach Art. 21 Abs. 1 der vorgenannten Richtlinie sorgen die 

Mitgliedstaaten dafür, dass der Verbraucher nicht verpflichtet ist, bei einer telefonischen 

Kontaktaufnahme mit dem Unternehmer mehr als den Grundtarif zu zahlen, wenn der Unternehmer 

eine Telefonleitung eingerichtet hat, um mit ihm im Zusammenhang mit dem geschlossenen Vertrag 

telefonisch Kontakt aufzunehmen. Der EuGH hat in der comtech-Entscheidung ausgeführt, dass der 

Begriff "Grundtarif' in Art. 21 der Richtlinie 2011/83/EG dahin auszulegen sei, dass die Kosten eines 
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auf einen geschlossenen Vertrag bezogenen„ Anrufs unter einer von einem Unternehmer 

eingerichteten Service-Rufnummer die Kosten eines Anrufs unter einer gewöhnlichen geografischen 

. Festnetznummer oder einer Mobilfunknummer nicht übersteigen dürften. Soweit diese Grenze 

beachtet werde, sei es unerheblich, ob der betreffende Unternehmer mit dieser Service-Rufnummer . . 

Gewinne erziele (EuGH, Urteil vom 2.3.2017 - C-568/15-, Rn. 32, juris). Infolgedessen ist§ 312a 

Abs. 5 BGB in richtlinienkonformer Weise dahingehend auszulegen, dass die Kosten eines auf einen 

geschlossenen Vertrag bezogenen Anrufs unter einer von einem Unternehmer eingerichteten 

Service-Rufnummer die Kosten eines Anrufs unter einer gewöhnlichen geografischen 

Festnetznummer oder einer Mobilfunknummer nicht übersteigen dürfen (OLG MOnchen a.a.O.). 

bb) 

Bei einer d_erartigen richtlinienkonformen Auslegung von § 3·12a Abs. 5 BGB ist ein Verstoß der 

Beklagten zu bejahen. Dabei versteht die Kammer den Verbotsantrag trotz der .und"-Verl<nüpfung 

aufgrund des Vortrages in der Klageschrift so, dass sich der Kläger sowohl gegen den Ansatz von 

20 Cent pro Anruf aus dem Festnetz als auch gegen den Ansatz von maximal 60 Cent aus dem 

Mobilfunknetz wendet. Das Verbot bezieht sich somit auf beide Tarife. 

Die von der Beklagten angesetzten 20 Cent (Festnetz) bzw. max. 60 Cent (Mobilfunk) pro Anruf 

übersteigen die Kosten unter einer gewöhnlichen geografischen Festnetznummer oder einer 

Mobilfunknummer. 

Bezüglich der Festnetztarife ist selbst bei Zugrundelegung des von der Beklagten benannten 

Standardtar~s KT-Net" der Deutschen Teleko_m mit Kosten von 6,2 Cent für eine Gesprächsdauer 

von 1,5 Minuten ein Verstoß gegen§ 312aAbs. 5 BGB zu bejahen. Da davon auszugehen ist, dass 

ein relevanter Teil von Kundenanfragen bei der Beklagten eine Gesprächsdauer von 4,5 Minuten 

nicht überschreitet, sind die von der Beklagten angesetzten 20 Cent pro Gespräch höher als die 

eines Anrufs unter einer gewöhnlichen geografischen Festnetznummer. 

Hinsichtlich des Ansatzes von maximal 60 Cent für Anrufe aus dem Mobilfunknetz hat der Kläger 

vorgetragen und unter Beweis gestellt, dass Flatrate-Tarife in Deutschland üblich seien: Die Beklagte 

ist dem nicht ausreichend entgegengetreten. Insbesondere genügt der pauschale Vortrag zu 

komplexen Preissystemen nicht. Soweit sich die Beklagte in diesem Zusammenhang auf die Anlage 

B 4 stützt, geht dies fehl, da es sich bei dieser Anlage um Festnetztarife handelt. Die Beklagte hat 

anders als im Festnetzbereich ihrerseits keinen Vortrag gehalten, welche Tarife im Mobilfunkbereich 

außer Flatrate--Tarifen verbreitet sind. Da die Kosten von max.imal 60 Cent die Kosten übersteigen, 

die einem Flatrate-Kunden entstehen, ist auch insoweit ein Verstoß gegen § 312a Abs. 5 BGB 

gegeben (vgl. OLG München a.a.O.). 
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c} 

Auch die Spürbarkeit des Verstoßes ist zu bejahen. Die Kammer fölgt auch insoweit dem OLG 

Münche·n (a.a.O.), wonach es nicht darauf ankommt, ob Kosten in Höhe von 20 Cent bzw. 60 Cent 

für den f;!ir,zelnen Anruf d.ie finanzielle „Schmerzgrenze" des Verbrauchers darstellen. Entscheidend 

ist l,,'.ielmehr, dass die anfallenden Kosten aus Sicht der Verbraucher eine zus·ätzliche. Hürde 

darstellen, um. mit der Beklagten in Kontakt zu treten, zumal auch mehrfache Anrufe bei der 

Beklagten erforderlich 'Sein können. 

2. 

Da die Abmahnung aufgrund des Wettbewerbsverstoßes berechtigt war, steht dem Kläger auch ein 

Anspruch auf Erstattung seiner Abmahnpauschale nach § 12 Abs. 1 S. 2 UWG a.F. zu. Der 

Zinsanspruch folgt aus §§ 2aa·, 291 BGB. 

II. 

Die Kostenentscheidung beruht au·f § 91 Abs. 1 ZPO. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf§ 709 S. 1, S. 2 ZPO. 
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